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„Österreich macht bei Digitalsteuer Harakiri“
Interview. Die EU hat es auf die US-Internetriesen abgesehen. Wien will die Digitalsteuer noch bis Jahresende einführen.
Doch der Plan sei schädlich, warnt Uniprofessorin Deborah Schanz. Die meisten europäischen Firmen wären mitbetroffen.

VON MATTHIAS AUER

Österreich drückt beim Thema
EU-Digitalsteuer für Tech-Kon-
zerne aufs Tempo. Erweisen wir
Europa und seinen Firmen damit
einen guten Dienst?
Deborah Schanz: Ich bin ganz
stark davon überzeugt, dass das
eine extrem schlechte Lösung ist.
Die Digitalsteuer wird sehr schäd-
lich für uns sein.

Warum sind Sie da so sicher?
Diese „Digital Service Tax“ ist ex-
trem breit gestrickt. Da sollen Un-
ternehmen besteuert werden, die
mehr als 50 Millionen Euro digita-
len Umsatz in der EU machen. Das
sind einerseits die, an die man so-
fort denkt: Google und Amazon.
Da aber schon das Sammeln und
Verwerten von Daten besteuert
werden soll, kämen auch viele an-
dere Geschäftsmodelle in die Zie-
hung. Da trifft die Digitalsteuer
plötzlich die ganze europäische
Industrie.

Zum Beispiel?
Nehmen wir zur Illustration einen
Hersteller von Schultaschen, ein
zutiefst analoges Produkt, könnte
man meinen. Heute aber sind vie-
le Schultaschen mit Sensoren aus-
gestattet, die den Eltern die Mög-
lichkeit geben, zu überwachen, ob
das Kind sicher in der Klasse ange-
kommen ist. Kommt die Digital-
steuer, könnte die Finanzverwal-
tung den Hersteller plötzlich fra-
gen, wie viel die Kunden denn da-
für zahlen, dass er Sensoren ver-
baut und Daten übermittelt. Das
können aber die wenigsten Unter-
nehmen auf Knopfdruck sagen.
Sie müssten es also aufwendig von
Beratern schätzen lassen. Dassel-
be trifft auf jede Maschine und je-
des Auto zu, das in der EU erzeugt
wird. Auch sie produzieren Tau-
sende von Daten – und die Firmen
wissen meist nicht, wie viel sie da-
ran genau verdienen.

Wie hoch schätzen Sie den Anteil
der Firmen, die diese Steuer be-
zahlen müssten?
In jedem Fall wären fast alle Un-
ternehmen in der EU betroffen.
Denn auch die, die letztlich keine
Steuer zahlen, hätten nachzuwei-
sen, dass sie unter den jeweiligen
Schwellenwerten liegen. Rein digi-

tale Unternehmen können natür-
lich leicht sagen, wie hoch ihr Um-
satz ist. Alle anderen haben einen
enormen Bürokratieaufwand – un-
abhängig davon, ob sie dann zah-
len müssen oder nicht. Da steht
das Aufkommen der Steuer in kei-
nem Verhältnis dazu.

Fakt ist, dass US-Digitalkonzerne
in Europa nur halb so viel Steu-
ern zahlen wie traditionelle Fir-
men. Ist es nicht verständlich,
dass die Politik versucht, diese
Schieflage zu begradigen?
Man muss es sehr ernst nehmen,
wenn der Normalbürger das Ge-
fühl entwickelt, dass es hier
Steuerungerechtigkeit gibt. Natür-
lich muss die Politik hier überle-
gen, was sie tun kann. Das Pro-
blem ist, dass die bisher vorgeleg-
ten Vorschläge zu viele treffen, ob-
wohl man für die Wähler eigent-
lich nur ein paar große Namen be-
steuern will. Wir müssen uns auch
die Frage stellen, ob die Steuerge-
setze das richtige Mittel sind, um
das zu lösen. Muss man nicht eher
beim Datenschutz ansetzen oder
regulieren, dass Daten geteilt wer-
den müssen? Ich verstehe, dass
die EU auch am Steuerrad drehen
will. Aber schafft es Brüssel, hier

nicht zu übersteuern? Die Vor-
schläge, die von der EU und ge-
rade aus Österreich kommen, sind
jedenfalls extrem überschießend.

Die aktuell diskutierte Umsatz-
steuer ist ja nur Plan B. Mittel-
fristig soll das Konzept der digi-
talen Betriebsstätten gelten, da-
mit Konzerne da Steuern zahlen,
wo sie tätig sind. Ist der Ansatz
besser?
Alle Pläne, die bisher auf dem
Tisch sind, verfehlen ihr Ziel. Man
kann das Betriebsstättenkonzept
natürlich fortentwickeln, aber viel
moderater, als es Brüssel plant.

Wie sähe eine Alternative aus?
Wir arbeiten in der Wissenschaft
mit Hochdruck daran. Gute Lö-
sungen könnten konkreter abgren-

zen, was wirklich besteuert wer-
den soll. Viele datenbasierte Ge-
schäftsmodelle führen letztlich ja
ohnehin zu einem realen Verkauf,
der dann besteuert wird. Hier gibt
es kein Thema, das mit einer Digi-
talsteuer gelöst werden müsste.
Man muss sich nur um die Fälle
kümmern, in denen nie Geld
fließt. Bei digitaler Werbung wäre
etwa sinnvoll, dass schon das Ver-
mitteln von Onlinewerbung in
einem Land genügt, damit das Un-
ternehmen hier auch steuerpflich-
tig wird und nicht in irgendeinem
Niedrigsteuerland, in dem viel-
leicht die Zentrale steht.

Damit würde die EU auch präzi-
ser die Geschäftsmodelle von
Google und Facebook treffen.
Das stimmt, obwohl ich nie sagen

würde, dass man speziell auf die
Amerikaner abzielen sollte.

Implizit schwingt in der Debatte
dennoch immer mit, dass es „die
Amerikaner“ sind, die Europa
hier etwas schulden. Wie sinn-
voll ist es unter diesen Voraus-
setzungen für die EU, stillzuhal-
ten und auf eine globale Eini-
gung der OECD zu warten, wo die
USA großen Einfluss haben?
Es ist absolut geboten, abzuwar-
ten. Wenn Europa irgendwo im
globalen Steuersystem herum-
schrauben will, dann hat das nur
Sinn, wenn es internationale Rü-
ckendeckung gibt. Sonst kommt es
zu Systembrüchen, Doppelbe-
steuerungen, und die Unterneh-
men im eigenen Land erleiden
einen künstlichen Nachteil. Der
Wille zu diskutieren ist da – auch
bei den USA. Aber sehen wir doch
einmal die andere Seite: Europa ist
schwach bei digitalen Vermitt-
lungsplattformen – und will sie be-
steuern. Umgekehrt klagen andere
Staaten darüber, dass Deutschland
so viel exportiert – und wollen da-
gegen Steuern erfinden. Das hat
nichts mehr mit Steuergerechtig-
keit zu tun. Jeder schaut nur durch
seine Brille und versucht, ökono-
mische Defizite durch Steuern
auszugleichen. Langfristig ist das
kein guter Mechanismus.

Österreich plant im Zweifelsfall
gar einen nationalen Alleingang.
Das ist eine ganz schlechte Idee.
Es gäbe sofort Probleme mit der
Doppelbesteuerung. Auch Unter-
nehmen, die hierzulande Verluste
schreiben, müssten die Steuer be-
zahlen. Und vor allem: die eigenen
Unternehmen wären mit einer im-
mensen Bürokratie belastet. Was
Österreich da bei der Digitalsteuer
macht, ist Harakiri. Vor allem,
wenn es allein vorprescht. Dafür
ist die Welt zu international.

Google bezahlt in Europa zu wenig Steuern, findet Brüssel. Das zu ändern ist aber schwieriger als gedacht. [ Reuters ]
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Berlin will Alternative zu Digitalsteuer
Deutschland. Finanzminister Scholz schlägt globale Mindeststeuer für Konzerne vor.

Wien. Seit vielen Monaten zieht
sich in der EU die Diskussion über
eine Digitalsteuer für Internetkon-
zerne hin. Jetzt verliert Bruno Le
Maire die Geduld: „Es reicht mit
dem Palaver, es reicht mit den Vor-
wänden“, schimpfte Frankreichs
Finanzminister am Donnerstag –
und meinte damit vor allem seinen
deutschen Amtskollegen, Olaf
Scholz. In Berlin ist man von der
Sinnhaftigkeit einer solchen Steuer
alles andere als überzeugt. Man
fürchtet wenig Einnahmen, aber
viel Ärger, vor allem mit Amerika.

Am Freitag aber ging der SPD-
Politiker Scholz in die Offensive –
mit einem neuen, anderen Plan:
eine weltweite Mindeststeuer für

Konzerngewinne. Das bestätigte
ein Ministeriumssprecher nach
einem Bericht des „Handelsblatts“.
Das Modell sieht so aus: Wenn Ge-
winne einer Tochtergesellschaft im
Ausland nur mit einem extrem
niedrigen Satz besteuert werden,
kann der Fiskus im Heimatstaat die
Differenz zu einer vereinbarten
Mindestschwelle kassieren (in Spe-
zialfällen gibt es eine solche „Hin-
zurechnungssteuer“ in Deutsch-
land bereits). Die neue Steuer wür-
de alle Branchen betreffen, zielt
aber primär auf digitale Geschäfte
ab (bei ihnen ist es besonders
leicht, Gewinne zu verschieben,
etwa über Lizenzgebühren). Die
Philosophie dahinter: Steuerwett-

bewerb ist nicht per se schlecht,
brauche aber Untergrenzen, die
nur international einheitlich funk-
tionieren können. Die Deutschen
haben ihren Vorschlag der OECD
präsentiert, die nun die Bereit-
schaft der anderen Industriestaa-
ten ausloten wird. Die USA sollen
der Idee nicht abgeneigt sein. Auch
die Steuerreform von US-Präsident
Trump wirkt ja in die Richtung,
Auslandsgewinne wieder stärker
zu Hause zu besteuern.

Mit im Boot ist jedenfalls
Frankreich. Allerdings sieht Le
Maire den Vorschlag nicht als Al-
ternative zu einer EU-Digitalsteuer,
sondern als Ergänzung. Es wird
also wohl weiter palavert. (red.)


